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So nicht Frau Tierparkdirektorin von Houwald!
Lasst den Kindern ihren Streichelzoo im Dählhölzli!
Unverständliches aus der Stadt Bern: Die Stadt Bern will den beliebten Streichelzoo aufheben. Die neue Direktorin begründet 
dies damit, dass das Tierwohl nicht mehr gewährleistet sei. Daneben werden überraschenderweise Sicherheitsbedenken we-
gen den Anfahrten zu den Betriebsgebäuden vorgeschoben. Der neben dem Streichelzoo gelegene Spielplatz wurde dagegen 
trotz der angeblich so gefährlichen Verkehrssituation noch 2020 teuer neu gestaltet. Auch soll der Zugang zum Tierpark neu vor 
allem von der Aare Seite her erfolgen. Als Ersatz für den Streichelzoo soll ein Baumwipfelpfad und ein Aare-Artenschutzzent-
rum geschaffen werden. Auch will sich die Direktorin des Tierparks, Friederike von Houwald, vermehrt für die wissenschaftliche 
Erforschung der Insekten einsetzen. Gegen die Abschaffung reichte BernAktiv, zusammen mit Heit Sorg zu Bärn und der SVP 
eine Petition ein. Den Unterschriftenbogen finden Sie auf Seite 8.

Katastrophale Information / Maul-
korb für das Personal und Führungs-
probleme?
Die Bevölkerung musste unlängst aus einer städ-
tischen Medienmitteilung entnehmen, dass der 
beliebte Streichelzoo neben dem Spielplatz im 
Rahmen der Neukonzeption völlig aufgegeben 
werden soll.

Die gemäss Gemeindeordnung der Stadt Bern für 
die Mitwirkung zuständige Quartierkommission 
QUAV4 wurde dagegen wiederum nicht über 
die Schliessung des Streichelzoos informiert. 
Sie erfuhr dies, wie auch die Mitarbeiter des 
Tierparks, einzig aus den Medien. Dies befrem-
det. Die Quartierkommission wird ansonsten 
über jede Versetzung eines Senkloches oder ein 
neues Kulturprojekt im öffentlichen Raum ein-
gehend informiert. Bei dieser nicht nur für das 
Quartier, sondern für alle Besucher relevanten 
Konzeptänderung, erfolgte erstaunlicherweise 
keine Information. Offenbar soll das neue Kon-
zept «abgenickt» werden. Die Neugestaltung des 
Tierparks wird nun aufgrund der Intervention 
der SVP Delegierten in der Quartierorganisation 
jedenfalls zu einem Schwerpunktthema.
Ebenfalls erstaunt, dass auch die Mitarbeiter des 
Tierparks erst aus der Medienmitteilung Kennt-
nis von der ihre Arbeitsstellen betreffenden Neu-

konzeption erhielten. Eine 
solche Informationspolitik 
ist gegenüber den wichtigen 
Mitarbeitern völlig verfehlt. 
Gemäss den Medienberich-
ten der BZ und des BÄR-
NERBÄRs wurden die Mit-
arbeiter nach erster Kritik 
vor einem allfälligen Gang 
an die Medien gewarnt, 
ebenfalls wurden Sanktio-
nen bei unerlaubten Aussa-
gen in Aussicht gestellt. Die 
zuständige Direktorin prä-
sentierte sich dagegen kurz 
darauf im Regionalfernse-
hen und sprach davon, wie 
gross die Zustimmung für 
die Abschaffung des Streichelzoos sei…

Die zahlreichen «Posts» und Leserbriefe in den 
Medien aber auch die grosse Zustimmung, auf 
die die lancierte Petition in der breiten Öffent-
lichkeit stösst, zeigen, dass die beabsichtigte Ab-
schaffung des Streichelzoos von der breiten Öf-
fentlichkeit als grosser Fehler angesehen wird. 
Gemäss Bericht im BÄRNERBÄR wurde neu-
lich im Tierpark eine Loyalitätserklärung auf-
gelegt, in der die Mitarbeiter ihre «freiwillige» 
Zustimmung für das Neukonzept und die ge-
schlossene Unterstützung für die Direktorin ab-
geben können («müssen»). 

Vorgeschobene Gründe für die Schlies-
sung des Streichelzoos
Dass die Tiere artgerecht behandelt werden müs-
sen und über einen angemessenen Rückzugs-
raum verfügen müssen, ist auch für den Verfas-
ser völlig unbestritten. Das langjährige Konzept 
hat sich aber bestens bewährt. Die Ziegen kön-
nen sich zudem immer in einen von Kindern 

Von
Alexander Feuz, 
Fürsprecher/
Rechtsanwalt,
Stadtrat SVP, 
Fraktionschef 
SVP Stadt Bern, 
aGrossrat, SVP, 
Delegierter in der 
Quartierorganisa-
tion QUAV4

geschützten Bereich zurückziehen, wenn sie der 
vielen Kinderhände überdrüssig wurden. Meer-
schweinchen in der Familienwohnung haben 
diese Chancen meistens nicht. Der Verfasser ist 
selbst Vater einer kleiner Tochter und seit Kind-
heit im Quartier wohnhaft. Er besucht mit seiner 
Tochter regelmässig den Streichelzoo. Die Zie-
gen sind neugierig und keineswegs traumatisiert, 
sie kommen regelmässig ans Gitter und suchen 
den Kontakt mit den vielen Besuchern.

Das vorgesehene Aare-Artenschutz Zentrum 
kann den persönlichen Kontakt Mensch-Kind 
nicht ersetzen. Auch dies gehört zum Auftrag des 
Tierparks. Im Raum Thunplatz besteht bereits 
eine z.T. umstrittene Seilpark-Anlage (Ropetech 
Bern). Die Streichung des beliebten Streichel-
zoos und Ersatz durch eine für die kleinsten nicht 
nutzbares Angebot, der den Ausschluss einer 
wichtigen Zielgruppe (Familien mit kleineren 
Kindern) zur Folge hat, ist völlig unverständlich. 
Es erstaunt insbesondere, dass nun neben Grün-
den des Tierwohls und Gründen des Tierschut-
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zes neu auch Sicherheitsaspekte vorgeschoben 
werden, um den Streichelzoo verschwinden zu 
lassen. Der Spielplatz wurde 2020 teuer saniert. 
Er gilt als Stadtspielpark. Die Lage für den 
beliebten Streichelzoo und den Spielplatz ist 
einzigartig. Durch die Anfahrt zu den Betriebs-
gebäuden ist nicht einmal der näher davon ge-
legene Spielplatz tangiert. Es handelt sich auch 
hier wieder um einen Vorwand. Der Spielplatz 
ist infolge der abgetrennten Lage sicher und 
wird nicht vom Verkehr tangiert, was der Leser 
bei einem Besuch feststellen kann. Die «bösen» 
Parkplätze beim Wendeplatz sind seit langem 
aufgehoben.

Der Verfasser begrüsst grundsätzlich die Er-
leichterung des Zugangs für Behinderte und 
Rollstühle und Kinderwagen. Der Zugang über 
die Haltstelle Tierpark ist bereits jetzt gut ge-
währleistet. Der Zugang von der Aare Seite und 
KaWeDe Seite her ist infolge der Höhendiffe-
renz effektiv schwieriger. Rollstuhlfahrer wer-
den aber für den Besuch im Tierpark kaum den 
langen Weg über die Elfenau oder die Haltestelle 
KaWeDe wählen. Wenn die Verantwortlichen 
zudem wirklich für eine Verbesserung des Zu-
gangs von der Aare Seite her eintreten möchten, 

hätte sie demgegenüber den neu erstellen Weg 
vom Wildschweingehege in den Dählölzliwald 
viel weniger steil konzipiert und mehr Serpen-
tinen gebaut. 

Auch der Einwand, dass der Eingang in den 
Tierpark nicht gefunden werden kann, verfängt 
nicht: Alle Handys verfügen heute über Karten-
Apps. Zudem kann die Signalisation mit Tafeln 
verbessert werden, wie es der Verfasser vor 
Jahren forderte. Es bestehen ebenfalls grosse 
Zweifel, ob die vorgesehenen neuen Bauten im 
Wald (Liftanlage und Waldwipfelpfad) über-
haupt bewilligungsfähig sind. Es braucht für 
alles wahrscheinlich auch betr. Betriebsgebäude 
eine Zonenplanänderung mit Volksabstimmung. 
Es muss ebenfalls ausgeschlossen werden, dass  
weitere Wege im Dählhölzliwald und insbeson-
dere an der Aare neu kostenpflichtig werden 
sollen.

Es sei an dieser Stelle scherzhaft angemerkt, ob 
die für den Entscheid verantwortlichen Personen 
von einem giftigen Tier gestochen oder gebissen 
wurden oder ob allenfalls toxische Einflüsse für 
diesen unverständlichen Entscheid verantwort-
lich sind.

Wie weiter?
BernAktiv reichte zusammen mit Heit Sorg zu 
Bärn und der SVP eine Petition ein. Die Erst-
unterzeichner bitten Sie höflich, diese zu unter-
stützen.

Die verlangte Diskussion zu aktuellem Anlass  
im Stadtrat wurde am 7.12.2023 leider abge-
lehnt. Ebenfalls wurde unsere Motion, in der die 
Durchführung einer neutralen anonymen Mit-
arbeiterbefragung beantragt wurde nicht dring-
lich erklärt. Hingegen sollten die Antworten auf 
unsere kritischen Fragen vom 16.11.2023 hin-
sichtlich der Schliessung des Streichelzoos am 
11.1.2024 vorliegen. Auch werden wir hinsicht-
lich der Personalsituation weitere Anfragen und 
Anträge bei der Geschäftsprüfungskommission 
einreichen. Hier hoffen wir auf eine Unterstüt-
zung aus anderen Parteien. Die Gespräche hierzu 
sind noch nicht abgeschlossen.

Ich hoffe für die vielen Besucher im Sinne eines 
verspäteten Neujahrswunsches, dass der beliebte 
Kinderzoo beibehalten wird.

Das Auto im  
Winter sauber 
und sicher  
halten
Im Winter werden Autos wegen Schnee, Eis und 
Salz auf den Strassen schnell und sehr schmut-
zig. Um Korrosion und Unfällen vorzubeugen, 
sollte das Auto regelmässig – auch von unten 
– gewaschen und richtig gepflegt werden, sagt 
Markus Peter, Leiter Technik und Umwelt beim 
AGVS. Sobald der Schnee schmilzt, spritzt das 
Salz mit dem Schmelzwasser in die Radläufe 
und auf den Unterboden des Autos. «Dort kann 
das Salz, speziell bei blanken Stellen auf dem 
Blech mit der Karosserie reagieren und die 
Korrosion beschleunigen», sagt Peter. Nach der 
Wäsche sollte das Auto getrocknet werden. Für 
die Behandlung von Tür- und Fensterdichtungen 
empfiehlt sich ein Gummipflegemittel, da diese 
sonst festfrieren könnten und beim Öffnen Scha-
den nehmen. 
Falls es zu viel Feuchtigkeit im Auto kommt, er-
kennt man dies daran, dass die Scheiben schon 
beim Einsteigen von innen feucht sind oder dann 
während der Fahrt schnell beschlagen. Tipp: Bei 
beschlagenen Scheiben die Klimaanlage nutzen, 
denn sie entfeuchtet die Luft; den Rest des Ab-
trocknens erledigt die Heizung und das Gebläse. 
Übrigens: Innen regelmässig gereinigte Schei-
ben beschlagen weniger.

Auto Gewerbe Verband Schweiz (AGVS)
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Von  
Sandra Schneider, 
Grossrätin und 
Stadträtin,  
2502 Biel/Bienne

Die Anti-Rassismus-Kommission 
und die Wahrheit

Es ist eine Tatsache, dass Ausländer viel öfters 
kriminell werden als Schweizer Bürger, sonst 
wären unsere Gefängnisse nicht zu über 70 % 

von ihnen besetzt (Bundesamt für Statistik). 
Brutale Überfälle und damit unschuldige Opfer 
häufen sich besorgniserregend. Deshalb ist es 
wichtig, dass Massnahmen ergriffen werden. 
Dazu gehört insbesondere eine schonungslose 
Information der Bevölkerung durch unsere Me-
dien. Dies geschieht aber nur selten, so dass sich 
die SVP gezwungen sieht, diese Gewalttaten 
öffentlich zu machen. 
Dass nun die Anti-Rassismus-Kommission die 
SVP auffordert, diese auf Fakten basierten Aus-
sagen zu stoppen, ist unverständlich. Ist das ein 
Aufruf zum Verschweigen der Wahrheit? Ist eine 
solche Kommission für unsere Demokratie noch 
tragbar?  

 
Sabina Geissbühler-
Strupler,  
Präsidentin der 
Schweiz. Vereini-
gung «Eltern gegen 
Drogen», 
3037 Herren-
schwanden BE

Der Staat schenkt einem nichts!

«Z’Bärn obe mache sie ja gliich, was sie wei.» 
Gerne möchte ich diesen Spruch als Stamm-
tisch-Gepolter abtun. Doch oft stimmt er! Am 
13. Februar 2022 votierten 53% der Berner 
Stimmberechtigten gegen eine Erhöhung der 
Motorfahrzeugsteuern. Es war bereits die dritte 
Abstimmung zu diesem Thema innerhalb weni-
ger Jahre. Schon 2011 legte das Volk sein Veto 
ein. Das Resultat fiel so knapp aus, dass auf dem 
Rechtsweg die Wiederholung der Abstimmung 
erwirkt wurde. Diese fiel dann noch deutlicher 
aus als zuvor.
 
Eine klare Sache sollte man meinen. Doch im 
parlamentarischen Betrieb wird immer aufs 
Neue versucht, den noch jungen Volksentscheid 
gleich wieder umzustossen. In der Winterses-
sion verlangte ein grüner Vorstoss einmal mehr 
höhere Motorfahrzeugsteuern. Und nur äusserst 

knapp – mit 73:72 Stimmen – wurde das An-
sinnen verworfen. Ein Schelm, der Böses denkt!
 
Der Kanton Bern tut sich beim Thema Steuern 
generell schwer. Das ist unverständlich. Werden 
Steuern gesenkt, bleibt mehr Geld im Portemon-
naie der Leute. Sie können sich wieder Dinge 
leisten, die aktuell nicht drin liegen. Unterneh-
men tätigen mehr Investitionen, was zusätzliche 
Arbeitsplätze und Lehrstellen schafft. Unter dem 
Strich profitiert auch der Staat wieder, weil diese 
Mehrinvestitionen auch wieder mehr Steuermit-
tel generieren. Steuersenkungen zwingen den 
Staat zu einem haushälterischen Umgang seiner 
Mittel. Er muss Prioritäten setzen und seine Ab-
läufe effizienter gestalten. Privatpersonen und 
KMU tun das jeden Tag. Erst recht in der heuti-
gen Zeit, wo alles teurer wird.
 
Während die Nachbarkantone die Fiskalbelas-
tung gesenkt haben, blieb Bern allzu lange in 
seinem behäbigen Trott gefangen. Die Milliarde 
aus dem Finanzausgleich (NFA) und National-
bankgewinne kaschierten vieles. Mit letzterem 
ist es aktuell vorbei und auch auf den NFA sollte 
man sich nicht auf ewig verlassen. Solidarität 
ist schliesslich keine Einbahnstrasse. Nun wur-
de immerhin eine moderate Steuersenkung für 
Unternehmen ab 2024 beschlossen und für 2025 
ist auch eine für natürliche Personen in Aussicht 
gestellt worden. Hier muss die Politik zwingend 
am Ball bleiben!
 
Ein paar Worte noch zum linken Vorwurf, Steu-
ersenkungen seien in Wahrheit «Steuergeschen-
ke»: Wenn ein Einbrecher Ihnen den Fernseher, 
Schmuck und Bargeld stiehlt, aber beim Aus-
räumen Ihrer Wohnung die wertvolle Uhr über-
sieht – hat er Ihnen diese Uhr nun geschenkt? 
Vergessen wir nie: Der Staat findet immer einen 
Bedarf für das Geld, das er bekommt. Lassen wir 
ihn nicht zu tief in unsere Taschen greifen! 

Buchvorstellung
Sabina Geissbühler-Strupler

Kein Weg ist zu 
weit
Die Autorin begibt sich auf einen Streifzug durch 
ihr vielfältiges und hochinteressantes Leben.
Die minutiös in ihren Tagebüchern festgehalte-
nen Ereignisse reichen von der Kindheit bis ins 
Erwachsenenalter und beschreiben ihre bewegte 
Vergangenheit. Sie zeigen ihre Verbundenheit 
mit der Natur und ihr enormes Engagement im 
sozialen und politischen Leben ihrer Heimat, 
der Schweiz.

Manfred Enderle

Bestellungen via Talon Seite 6

«Wo Recht zu Unrecht wird,  
wird Widerstand zur Pflicht,  

Gehorsam aber  
zu Verbrechen.»

Laut verbraucherschutz.de habe dies  
Papst Leo XIII. vor gut 120 Jahren gesagt.
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Mit der Pensionierung der Babyboomer steigt 
die Anzahl Rentnerinnen und Rentner rasant. 
Aufgrund des demografischen Wandels müssen 
immer weniger Erwerbstätige die AHV-Ren-
ten einer immer grösseren und länger lebenden 
Rentnergeneration finanzieren. Dabei steht die 
AHV bereits heute vor grossen finanziellen Her-
ausforderungen. Bis 2033 wird sie jährlich über 
3 Milliarden mehr ausgeben, als sie einnimmt. 
Eine 13. AHV-Rente kostet bis dahin zusätzlich 
rund 5 Milliarden Franken pro Jahr und würde 
das bereits bestehende Finanzloch massiv ver-
grössern. Die AHV und mit ihr die laufenden 
und zukünftigen Renten sind akut gefährdet. 

Weniger Lohn und höhere Steuern für 
alle
Bereits heute ächzt die Bevölkerung unter der 
Teuerung. Eine 13. AHV-Rente für alle Rentne-
rinnen und Rentner würde die Belastung mas-
siv verstärken. Erwerbstätige und Konsumenten 
müssten das AHV-Loch über höhere Lohnbeiträ-
ge und durch eine höhere Mehrwertsteuer stop-
fen. Die Kosten der Initiative machen eine Erhö-
hung der Mehrwertsteuer auf ein Rekordniveau 
von 9,1 Prozent nötig. Das heisst höhere Preise 
zum Beispiel für Lebensmittel, Verkehr, Frei-
zeit! Nicht nur für Rentner ist das ein tiefer Griff 

ins Portemonnaie. Einen durchschnittlichen 
Haushalt kostet das über 500 Franken pro Jahr. 
Höhere Lohnabzüge hingegen bedeuten weniger 
Lohn für alle Erwerbstätigen, vom Handwerker 
bis zum Pflegepersonal. Gerade für Personen mit 
tiefen Einkommen ist das ein grosser Einschnitt. 
Und all diese Mehreinnahmen würden immer 
noch nicht reichen, um die AHV langfristig und 
nachhaltig zu sichern. Unsere Kinder und Enkel 
müssten mit weiteren Abstrichen rechnen. 

Von wegen generationengerecht! Am 
härtesten trifft es junge Familien 
Leidtragende einer Erhöhung der Mehrwertsteu-
er sind alle Konsumentinnen und Konsumenten, 
also die gesamte Bevölkerung von jung bis 
alt. Allerdings belasten Preiserhöhungen ins-
besondere Familien und Alleinerziehende, die 
auch mit hohen Mieten, Stromrechnungen und 
Krankenkassenprämien zu kämpfen haben. Ein 
Grund dafür ist, dass Familien oft einen grös-
seren Teil ihres Einkommens für Konsumgüter 
aufwenden, wodurch sie prozentual gesehen 
mehr MWST bezahlen. Die Finanzierung der 
13. AHV-Rente würde sie somit besonders hart 
treffen.

Die 13. AHV-Rente ist weder fair noch 
nachhaltig
Das Grundprinzip der AHV ist die Genera-
tionengerechtigkeit. Diese gilt in beide Richtun-
gen. Durch die Einführung der 13. AHV-Ren-
te würde bis 2050 ein Schuldenberg von 115 
Milliarden Franken angehäuft werden. Es sind 
die jüngeren Generationen, die diesen Schulden-
berg begleichen müssen. Ein Konsens darüber, 
dass dies keine generationengerechte Lösung 
ist, besteht von jung bis alt. So wehren wir uns 
vom Schweizerischen Verband für Seniorenfra-
gen (SVS) dagegen, dass die jüngere Generation 

zugunsten der Älteren massiv zur Kasse gebe-
ten wird. Die Vorschläge für die Finanzierung 
der zusätzlichen Rentenforderung widerspricht 
einer verträglichen Generationenpolitik, wie sie 
der SVS verfolgt. Ein Rentenausbau nach dem 
Giesskannenprinzip auf dem Buckel der Jungen 
darf nicht sein. Die Generationengerechtigkeit 
muss erhalten bleiben. Darum sagt der SVS klar 
Nein zu einer 13. AVH-Rente. 

AHV für kommende Generationen sichern:  
Nein zur 13. AHV-Rente!

Von  
Rudolf Joder, ehe-
maliger National-
rat SVP, Präsident 
Schweizerischer 
Verband für Senio-
renfragen SVS

Höhere Preise, tiefere Löhne 
Die Initiative verursacht Mehrkosten in Milliardenhöhe, 
die nicht finanziert sind. Eine Erhöhung der Mehrwert-
steuer und höhere Lohnbeiträge zulasten der Erwerbs-
tätigen und Familien wären unausweichlich.

Schwächt Kaufkraft der Jungen
Junge Familien sind in der Schweiz am häufigsten von 
Armut betroffen. Höhere Kosten für die AHV sind Gift 
für ihre Kaufkraft.

Millionen fliessen ins Ausland 
Fast eine Million Menschen im Ausland bekäme eben-
falls ein Rentengeschenk. Das kostet jedes Jahr deut-
lich mehr als 500 Millionen Franken - natürlich  
bezahlt von der Schweizer Bevölkerung. 

 

 www.13ahv-nein.ch

Brünnenhof – die Stadt verscher-
belt ihr Vermögen erneut zu einem 
Bruchteil des Wertes

Leider gelang es Janosch Weyermann, der in 
diesem Dossier für die SVP Fraktion den Lead 
hatte und dem unterzeichnenden nicht, die Rats-
mehrheit zu überzeugen, dass diese Geschäft 
rechtlich nicht bewilligt werden kann,
Immerhin konnte Janosch Weyermann mit sei-
nem engagiertem Votum die bürgerlich Min-
derheit dafür gewinnen , das Geschäft, das die 
meisten zuerst einfach «durchwinken wollten 
doch abzulehnen. Gegen den Betreib eines Ju-
gendhauses hatten wir keine Einwände, dass 
aber ein Objekt mit einen amtlichen Wert von  
1,5 Millionen Franken «verscherbelt» wird, 
ist nicht zulässig. Zudem erfolgte nicht einmal 
die nach unserem Dafürhalten öffentliche Aus-
schreibung. Es hätte zuvor eine öffentliche Aus-
schreibung auch an andere Institutionen erfolgen 
müssen. Dies natürlich ebenfalls unter der Auf-
lage, dort ein Jugendhaus zu betreiben.
Die Stadt Bern hat generell ein gutes Händchen 
für schlechte Immobiliengeschäfte: wurde doch 
das Altersheim Kahlwild 2017–2020 für 30,3 
Mio. saniert und 2021 für 12, 8 Mio. weiterver-
kauft.
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Bananen- und Erbsenzählerei

Pünktlich zur Narrenzeit liefert die Berner Re-
gierung den Faschingszünften ein äusserst dank-
bares Sujet: Die Abrechnung von Kleinstbeträ-
gen (z.B. einer Banane im Wert von wenigen 
Rappen) als Spesen. Einen Aufschrei darüber 
musste gar nicht erst gemacht werden, denn 
dafür waren die fraglichen Beträge in ihrer Höhe 
schlicht zu gering. Vielmehr ist es erstaunlich, 
dass überhaupt solche Klein- und Kleinstbeträge 
abgerechnet werden.

Regierungsräte erhalten neben ihrem Jahressalär 
von 280’000 Franken eine Spesenpauschale von 
8’000 Franken. Man sollte daher meinen, dass 
ebendiese Pauschale eine ausreichende Abgel-
tung sei. In der Privatwirtschaft ist es zudem üb-

lich, dass Spesen überhaupt erst ab einer gewis-
sen Höhe wie 50 oder 100 Franken verrechnet 
werden können. Dass beim Kanton hier gänzlich 
andere Massstäbe zu gelten scheinen, ist doch 
eher peinlich. Schliesslich präsentiert sich der 
Kanton auf Stellensuchportalen als modernen 
Arbeitgeber. Mit der «Bananen-Story» wird die 
Exekutive als kleinliche Erbsenzähler ertappt.

Immerhin: Der Regierungsrat zeigte Einsicht 
und kündigte jüngst an, sein Spesenreglement zu 
überarbeiten. Neu sollen individuelle Entschädi-
gungen ebenfalls durch eine finanzielle Mindest-
grenze eingeschränkt werden. So bleiben für 
die Fasnachts-Cliquen noch einige Narrenverse. 
Alle anderen bereiten sich auf die Zeit danach 
vor: Die Steuerklärung steht wieder an.

Spesen und Repräsentationsauslagen der Regie-
rungsmitglieder
 
Jedes Regierungsmitglied erhält pro Jahr eine Spesenpauschale von 8’000 Franken. Dieser Betrag 
ist für folgende Auslagen vorgesehen:

•  Die Benützung des privaten Fahrzeugs für dienstliche Zwecke
•  Die Benützung der privaten Infrastruktur für dienstliche Zwecke
•  Bekleidungskosten
•  Kleinauslagen wie Kosten für Schliessfächer, Trinkgelder oder Kleinspenden

Der Berner Regierungspräsident oder die Regierungspräsidentin erhält im Präsidialjahr zudem 
6’000 Franken. Zusätzlich können die Berner Regierungsrätinnen und Regierungsräte sogenannte 
Individualspesen (Verpflegungskosten, Kosten für Auslandsreisen, Unterkunftskosten, Fahrkosten) 
und «Repräsentationsauslagen» geltend machen. Über dasselbe Konto werden auch Auslagen für 
weitere Repräsentationsausgaben der Direktion belastet, beispielsweise die Kosten für einen inter-
nen Anlass der Direktionsleitung mit allen Amtsvorstehenden. (Quelle: SRF)

Von  
Sandra Schneider, 
Grossrätin und 
Stadträtin,  
2502 Biel/Bienne
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Spenden in WIR

Sie können Spenden an  
BernAktuell auch in  
WIR tätigen.
Spenden in WIR bitte BA an  
BernAktuell, Postfach 3150,  
3001 Bern
BernAktuell dankt herzlich für Ihre 
Unterstützung.

Neu im Stadtrat

Bernhard Hess, geb. 1966, gehörte bereits vor 
ziemlich genau 30 Jahren (1994) während rund 
fünf Jahren dem Berner Stadtrat an. 1998 wurde 
er in den Grossen Rat des Kantons Bern und 
zwei Jahre später (1999) in den Nationalrat ge-
wählt, wo er bis 2007 amtete. Hess ist Geschäfts-
führer des Vereins für freie Meinungsäusserung. 
Seit fünf Jahren gehört er der Parteileitung der 
SVP der Stadt Bern an. Zudem ist er Mitglied 
der Schulkommission Schulkreis Bethlehem 
und vertritt die SVP in der Städtischen Sozial-
hilfekommission.
 
Bernhard Hess will sich im Stadtrat von Bern 
für eine sichere und saubere Stadt einsetzen. Er 
steht für eine konsequente Ausgabendisziplin 
und wehrt sich gegen allfällige Steuer-, Ge-
bühren- und Taxerhöhungen. Bildungspolitische 
Experimente in städtischen Schulen und Kitas 
lehnt er entschieden ab.
 
BernAktuell wünscht Bernhard Hess viel Er-
folg und freut sich auf die weitere Zusammen-
arbeit!

BernAktuell  Mitglied werden  BernAktuell

¨  Jahresbeitrag Fr. 48.– (inkl. Zeitung)  ¨  Gönner/Sympathisant (Beitragshöhe frei)     

¨      Expl. Buch «Kein Weg ist zu weit» Fr. 37.–

¨      Expl. Buch «Mehr Platz für weniger Tiere» Fr. 49.–

Name:  Vorname:

Strasse:

PLZ: Ort:

Bitte einsenden an: BernAktuell, Postfach 8631, 3001 Bern / Fax 031 981 39 82  / redaktion@bernaktuell.ch

Buchvorstellung

Mehr Platz für  
weniger Tiere!
Geschichte des Tierparks 
Bern
Was wäre die Bundesstadt ohne ihren Tierpark 
Bern? Mit ca. drei Millionen Besuchern pro Jahr 
gehören das Dählhölzli und der BärenPark zu 
den bedeutendsten Attraktionen der Stadt Bern. 
Seit seiner Gründung im Jahre 1935 bringt der 
Tierpark Wildtier und Mensch zusammen und 
fasziniert nach wie vor Gross und Klein.

Zum 80. Jubiläum des Tierparks Bern wird seine 
Geschichte von Sebastian Bentz zum ersten Mal 
vertieft dargestellt.

228 Seiten, Halbleinenband,
CHF 49.– (UVP)
ISBN 978-3-258-07962-2
Haupt Verlag, Bern

Bestellungen via Talon unten auf dieser Seite
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10 Forderungen des Deutschen  
Arbeitgeberverbandes

«KETTENREAKTION»
Verein zur Unterstützung der Kernenergie

www.kettenreaktion.ch

für einen Neuanfang der deutschen Energie-
politik. Dieser bemerkenswerte Aufruf könnte 
im Massstab 1:1 für die Schweiz übernommen 
werden. Da die Mainstream-Presse dies sowohl 
in Deutschland als auch bei uns (bis jetzt) mit 
keinem Wort erwähnt hat, wollen wir alle ver-
suchen, ihn unter die Leute zu bringen.  

Von Hans Rudolf Lutz, Präsident

1. Alle Energiesteuern sind auf das 
europäische Mindestmass abzusenken. 
Bei der Stromsteuer und den Kraftstoffsteuern 
ergeben sich hieraus grosse finanzielle Erleich-
terungen, die vor allem den schwachen sozialen 
Schichten zugutekommen würden.

2. Das EEG ist mit sofortiger Wirkung 
zu streichen. 
Sämtliche Umgebungsenergien, die heute noch 
mit dem EEG gefördert werden, können in den 
Markt entlassen werden – sie benötigen nach 30 
Jahren der Förderung keinen «Welpenschutz» 
mehr. Der Zubau von Umgebungsenergie grund-
sätzlich kann weiterhin erlaubt bleiben, aber 
ohne Einspeisevorrang und Festvergütung über 
lange Laufzeiten. §51 EEG ist für Altanlagen 
insofern abzuändern, dass bei negativen Bör-
senpreisen von mehr als fünfstündiger Dauer 
die Anlagenbesitzer nicht nur keine Vergütung 
bekommen, sondern eine Belastung in Höhe der 
negativen Strompreise. Dies würde eine Einspei-
sung von Geister- und Müllstrom effektiv ver-
hindern und den Einspeisevorrang von Altanla-
gen auf Zeiten begrenzen, in denen Strom etwas 
wert ist. Die gestiegenen Netzentgelte müssen 
verursachergerecht auch auf die Betreiber von 
Wind- und Solarkraftwerken umgelegt werden.

3. Die Laufzeiten der sechs noch in 
Betrieb befindlichen Kernkraftwerke ist 
um per Staatsvertrag garantierte zwan-
zig Jahre zu verlängern.
Sie wurden zwischen 1984 und 1989 in Betrieb 
genommen und haben das Ende ihrer techni-
schen Lebensdauer noch lange nicht erreicht. 
Mehrheiten in der Bevölkerung zeichnen sich 
hierfür bereits ab. Diese sechs Kernkraftwerke 
könnten weiterhin preisgünstige, sichere, zuver-
lässige und umweltfreundliche Energie liefern 
und preisdämpfend auf den Strommarkt wirken.

4. Die universitäre Energieforschung 
ist wieder technologieneutral auszu-
richten. 
Nicht nur Umgebungsenergien, sondern auch 
moderne, vielversprechende Entwicklungen im 
Bereich der Kerntechnik sind grosszügig zu för-
dern. Weltweit und auch in Deutschland gibt es 
viele Unternehmen und Forschungseinrichtun-
gen, die kerntechnische Konzepte entwickeln, 
welche inhärent sicher wären und den Atommüll 
vollständig verbrennen könnten. Als Ziel muss 
festgeschrieben werden, dass moderne Kern-

technik bereits in den 2030er-Jahren so weit 
entwickelt ist, dass sie entscheidende Beiträge 
zur Energieversorgung leisten kann.

5. 
Die Bundesregierung hat darauf hinzuwirken, 
dass die EU-Finanzierungsregeln im Rahmen 
von ‚Taxonomie‘ und ‚Green Deal‘ Regeln 
so abgeändert werden, dass auch Investitio-
nen in Kerntechnik begünstigt bzw. ermög-
licht werden. Es gibt hinreichend viele EU-
Mitgliedsländer, die diesen Kurs unterstützen 
würden.
Auch im Bereich der Klima- und Umweltpoli-
tik ist es dringend geboten, die Regelungsdichte 
deutlich zu verringern und Umweltpolitik kon-
sequenter an quantitativen, erreichbaren Zielen 
auszurichten. Wir fordern deshalb:

6. Der europäische Emissionshandel ist 
das effektivste und kostengünstigste 
Mittel, um politische Ziele nach CO2-
Emissionsminderung umzusetzen. Alle 
anderen ordnungspolitischen Instru-
mente im Bereich der Klimapolitik sind 
abzuschaffen. 
Abzuschaffen sind beispielsweise die Energie-
einsparverordnung, die Regulierung über den 
EU-Flottenverbrauch von PKW und LKW, 
und das Kohleausstiegsgesetz. Demgegenüber 
sind auch Wärme- und Verkehrssektoren in den 
europäischen Emissionshandel aufzunehmen. 
Deutschland muss zusätzlich seine angemasste 
Vorreiterrolle bei CO2-Einsparzielen aufgeben 
und sich realistische und erreichbare Ziele set-
zen.

7. Die mit technischen Mitteln nicht 
erreichbaren CO2-Emissionsgrenzwer-
te der EU für Automobile sind sofort 
auszusetzen, bis die Wirtschaftskrise 
nachhaltig überwunden ist. 
Gerade die Automobilindustrie ist Innovations-
träger und wird gebraucht beim Neustart der 
Wirtschaft nach der Krise. Sie darf nicht durch 
unerreichbare Zielvorgaben in den Ruin getrie-
ben werden.

8. Die Emissionsminderungspolitik im 
Mobilitätssektor ist technologieneutral 
zu formulieren. 
Nicht nur batteriebetriebene Mobilität ist zu be-
rücksichtigen, sondern gleichberechtigt auch 
solche mit synthetischen Kraftstoffen, innermo-
torischen Verbesserungen und jede andere Form, 
die Wissenschaft und Wirtschaft entwickeln und 
das Potential haben, Energieverbrauch im Mo-
bilitätssektor preisgünstiger und umweltfreund-
licher zu machen.

9. Die Emissionsgesetzgebung ist zu 
entbürokratisieren 
und auf den entscheidenden Regelungssatz der 
ersten TA Luft von 1964 (!) zu reduzieren: «Jede 

Grossfeuerungsanlage muss einen Filter nach 
dem Stand der Technik haben.» – Bereits diese 
Regel war ausreichend, um den Himmel über 
dem Ruhrgebiet wieder blau werden zu lassen, 
und sie eignet sich auch im Verkehrssektor.

10. Die bürokratische Kreislaufwirt-
schaftsverordnung der EU ist zu 
stoppen und grundlegend unter der 
Massgabe von Entbürokratisierung zu 
überarbeiten. 
Das Ziel, Müll zu vermeiden und Rohstoffe 
effizienter zu nutzen, sollte mit den wirtschaft-
lich günstigsten Methoden statt mit ausufernder 
Bürokratie erreicht werden.

Generell ist jetzt geboten, den Bürger und die 
Wirtschaft von Staat und Bürokratie zu befreien. 
Absolut jede staatliche Regel sollte auf den Prüf-
stand, mit dem Ziel, für jede neue Regel fünf ab-
zuschaffen – die USA machen es vor. Dann kann 
nach dem Neustart der Wirtschaft die Erholung 
schnell einsetzen. Orientierung bietet nach wie 
vor Ludwig Erhard und die Soziale Marktwirt-
schaft. Deren Prinzipien der Zurückdrängung 
des Staates von unnötiger Regulierung sind nach 
wie vor die wirksamste Methode für gleich-
ermassen wirtschaftliche und gesellschaftliche 
Entwicklung.Viel zu lange haben wir die Politik 
den Feinden der Marktwirtschaft überlassen. 
Wenn wir jetzt nicht aktiv werden, riskieren 
wir langfristigen wirtschaftlichen Niedergang 
Deutschlands und Europas. Sprechen Sie daher 
mit Regierungsvertretern, Ihrem Bundestags- 
und EU-Abgeordneten, dass die Chance der 
wirtschaftspolitischen Neuorientierung in der 
Krise genutzt werden muss. Teilen Sie unsere 
Forderungen und vertreten Sie diese nachdrück-
lich und selbstbewusst in Ihrem Umfeld!
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